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Bürgermeister von Probstzella unter
Verdacht: AfD-Plakate entfernt

Polizei ermittelt gegen SPD-Bürgermeister Sven Mechtold
wegen Abhängens von AfD-Plakaten in Probstzella.

Hintergrund und Reaktionen.

Wieso hängt ein SPD-Bürgermeister AfD-
Plakate ab?

Probstzella. In der thüringischen Gemeinde Probstzella sorgt ein
ungewöhnlicher Vorfall für Aufsehen: Der ehrenamtliche
Bürgermeister Sven Mechtold (SPD) steht derzeit im Mittelpunkt
polizeilicher Ermittlungen. In der Nacht vom Dienstag auf den
Mittwoch soll er gemeinsam mit einem weiteren Mitglied der
SPD-Jugend sogenannte „Jungsozialisten“ AfD-Plakate entfernt
haben. Diese Aktion wurde durch Videos und Fotos in sozialen
Netzwerken dokumentiert und löste eine hitzige Debatte aus.

Der Vorfall ereignete sich mitten in der Wahlkampfzeit, was die
Brisanz der Angelegenheit erhöht. Videos, die den



Bürgermeister und seinen Begleiter beim Abhängen der Plakate
zeigen, kursieren breit im Netz. Ein besonders prominenter Post
stammt vom Twitter-Account „Wendezeit Hannover“, der die
Frage aufwirft, wie viele AfD-Plakate deutschlandweit unbemerkt
von „Antidemokraten der SPD“ zerstört wurden.

Die AfD hat bereits rechtliche Schritte eingeleitet und Anzeige
gegen Mechtold und seinen Begleiter erstattet. Der jüngere
Beteiligte wurde in den sozialen Medien als Mitglied der
Jungsozialisten identifiziert.

Was veranlasst einen Bürgermeister dazu, sich persönlich in
eine solche Kontroverse einzumischen? Mechtold erklärt, dass
die Gemeinde allen Parteien eine Genehmigung für die
Plakatierung von 50 Doppelplakaten erteilt hatte. Während sich
die meisten Parteien an diese Auflage hielten, habe die AfD etwa
90 Plakate aufgehängt. Laut Mechtold wurde die AfD zunächst
aufgefordert, die überschüssigen Plakate zu entfernen.
Nachdem die Frist verstrichen war, nahm er die Sache selbst in
die Hand.

„Ich habe 40 Kilometer und zwei Stunden meiner Freizeit
investiert, um 25 AfD-Plakate selektiv abzuhängen“, sagte
Mechtold gegenüber der Ostthüringer Zeitung. Er betonte, dass
seine Aktion keine parteipolitischen Motive hatte. Vielmehr sei
es seine Aufgabe als Bürgermeister, die Einhaltung der Regeln
zu überwachen, unabhängig von seiner Parteizugehörigkeit.

Es ist ein Lehrstück in Sachen Wahlkampf und Kommunalpolitik,
welches die Frage aufwirft: Wie weit darf eine politische Aktion
im Namen der Regelkonformität gehen? Diese Ereignisse
beleuchten auch die Spannungen zwischen verschiedenen
politischen Lagern und die Herausforderungen, denen sich lokale
Politiker täglich stellen müssen.

Der Vorfall verdeutlicht zudem, wie wichtig klare und faire
Regeln in einem Wahlkampf sind. Regelverstöße dürfen nicht
toleriert werden, und Sanktionen müssen effektiv und gerecht



sein. Die Regierung könnte präventiv wirken, indem sie strenge
Kontrollen etabliert und sicherstellt, dass Verstöße umgehend
und konsequent geahndet werden. Auf diese Weise können
ähnliche zukünftige Ereignisse verhindert werden, und das
Vertrauen in die politische Prozesslandschaft könnte gestärkt
werden.
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